Muster Um- und Ausbau – Kostenfortschreibung SBP

- 2 -
[bookmark: Org][bookmark: Datum]Referat StB ....	Bonn / Berlin, ………..
[bookmark: Aktzeichen][bookmark: Hausruf]StB ..../.............................	Hausruf: .......
[bookmark: Anrede]Bundeshaushalt ...., Kap. ......., Bundesfernstraßen
Land …, Tabelle ..., lfd. Nr. ........
A/B ..., ………………….. [Maßnahmenbezeichnung analog Straßenbauplan]
-	Gesehenvermerk für die … Kostenfortschreibung
-	Einstellung … Kostenfortschreibung in den SBP…. / und SBP-Entwurf ….
Schreiben AV .... vom ......, Az.: …………….
Anlagen:	Einplanungsblatt SBP .... / und SBP-Entwurf ….[gesondert in Excel-Datei]

Heftung 
[alle Gliederungspunkte beibehalten und ggf. mit „entfällt“ kommentieren]
1.	Schreiben der AV….  [mit ggf. ergänzendem Schriftverkehr]
2.	Begründung der Kostenfortschreibung nach Anlage 10 AKVS
3.	Übersicht Kostenänderung nach Anlage 11 AKVS
4.	Übersicht Kostenentwicklung nach Anlage 12 AKVS [nur bei > Vorlagegrenze]
5.	Baubegleitendes Projektcontrolling nach Anlage 8 AKVS 
	[Beispiel Anlage 9.2 AKVS]

1.	Vermerk 

[bookmark: Brbeginn]Mit o. g. Schreiben übersendet die AV …. für die o.g. Maßnahme eine … Kostenfortschreibung mit der Bitte um Erteilung des Gesehenvermerkes und Einstellung der aktuellen Kosten in den Straßenbauplan (SBP) …. / und SBP-Entwurf …. . 
[ggf. ergänzenden Schriftverkehr erwähnen]

A.	Beschreibung der Maßnahme
ÜBERSICHTSKARTE
Die Maßnahme wurde erstmalig am ….. in Tabelle … des SBP…. eingestellt. Eine 1./2. usw. Kostenfortschreibung erfolgte am ………..
a) in Bau seit …..,  
b) geplante Fertigstellung.



B:	Kostenfortschreibung
Der … Kostenfortschreibung wird zugestimmt / unter nachstehenden Einschränkungen zugestimmt und sie erhält den Gesehenvermerk. 
Die Gesamtkosten betragen 	..….. Mio. €
	davon 	Anteil Bund: 	…… Mio. €
		Anteil Dritter:	….... Mio. €
	oder	Kostenanteile Dritter liegen nicht vor.
Die Aktualität der vorliegenden Kostenberechnung wird von der AV bestätigt. 

Die Kostensteigerung der Kosten Bund gegenüber den zuletzt genehmigten Kosten beträgt … Mio. € und …. %. 
Die Begründungen für die Kostenänderung gem. AKVS-Anlage 10 sind der beigefügten Anlage 3 zu entnehmen. Sie sind nachvollziehbar dargelegt und unabweisbar. / Die Kostensteigerung ist auf unzureichende Planung- und Bauvorbereitung zurückzuführen. / [ggf. weitere Anmerkungen, keine Aufzählung gem. Anlage 2] Die Kostenänderung ist gem. AKVS-Anlage 11 in der Anlage 3 dargestellt.

[bookmark: _GoBack]Die Kostenentwicklung der Maßnahme gemäß AKVS-Anlage 12 ist in der Übersicht der Kostenänderung in Anlage 4, das zugehörige Projektcontrolling gemäß AKVS-Anlage 8 in der Anlage 5 ersichtlich. 

Die Referate …. und … haben mitgewirkt.

Haushaltsverstoß:
Bis Ende …. wurden Ausgaben zu Lasten des Bundes i. H. von …. Mio. € geleistet, obwohl die genehmigten Kosten im SBP …. nur ….. Mio. € ausweisen. Damit sind Ausgaben zu Lasten des Bundes – ohne haushaltsrechtliche Ermächtigung – erfolgt. Die AV wird im Anschreiben darauf hingewiesen, dass für die Bewirtschaftung der Ausgabemittel eine Verpflichtung zum ordnungsgemäßen Verwaltungshandeln besteht und es sich bei den bereits in den Jahren … und … erfolgten Ausgabenüberschreitungen ohne Ermächtigung um einen Verstoß gegen Haushaltsrecht handelt, der gerügt wird.



C. Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit
Da die Maßnahme sich in Bau befindet, wird auf einen rechnerischen Nachweis der Wirtschaftlichkeit verzichtet.
Im Hinblick auf
· bereits geleistete Ausgaben,
· eingegangene vertragliche Verpflichtungen,
· Folgen einer Unterbrechung oder Einstellung der Maßnahme (wie Rückbaukosten),
· den allein danach verbleibenden Restkosten gegenüber dem vollen Nutzen
wird die Wirtschaftlichkeit entsprechend §§ 6 und 7 BHO unterstellt. 

Die Auftragsverwaltungen haben mit den Vermerken (RE 2012 - aufgestellt, geprüft und genehmigt) auch die Prüfungen nach § 6 (Notwendigkeit) und § 7 (Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit,….) BHO verantwortlich vollzogen (AKVS, Abschnitt 4.3), so dass das Vorliegen der Voraussetzungen für das Vorhaben seitens BMVI bestätigt werden kann.

D. Weiteres Vorgehen
Die vollständigen Unterlagen nach § 24 BHO zur Einstellung in den Straßenbauplan liegen vor. 

Die aktuellen Kosten werden / nach Zustimmung des Bundesministeriums der Finanzen / entsprechend dem beigefügten Einplanungsblatt / Einplanungsblättern nachträglich in den SBP …. / und Entwurf ….. eingestellt. 

Bei Aufnahme von Maßnahmen in den SBP ohne Veranschlagungen im lfd. HH-Jahr:
In diesem Jahr sind noch Ausschreibungen vorgesehen, so dass eine nachträgliche Einstellung der Kostenerhöhung erforderlich ist, um die haushaltsrechtliche Grundlage zu schaffen, Verpflichtungsermächtigungen zu Lasten des Bundes für die Folgejahre in Anspruch nehmen zu können.

Im Zeitraum zwischen Parlamentsbeschluss und Inkrafttreten des Bundeshaushalts (01.01.):
Die Aufnahme der aktuellen Kosten  in den SBP …. erfolgt nach Inkrafttreten des Bundeshaushalts …. zum 01.01........



Im Zeitraum zwischen Regierungsentwurf (Kabinettsbeschluss) und Parlamentsbeschluss:
Die Aufnahme der aktuellen Kosten in den SBP ….. erfolgt erst mit Parlamentsbeschluss, mit dem die Bundesregierung zur Anpassung des vorliegenden Entwurfs ermächtigt wird. Sobald dieser vorliegt, werde ich die neue Veranschlagung rechtzeitig zur Festgestellten Fassung in den SBP …. gemäß beigefügtem Einplanungsblatt übernehmen.

Die Finanzierung der Maßnahme wird im Rahmen der zur Verfügung stehenden Ausgabemittel und Verpflichtungsermächtigungen abgewickelt (§ 11 BHO). Es wird sichergestellt, dass dem Bund nur die Ausgaben angelastet werden, die zur Erfüllung von Bundesaufgaben notwendig sind (§ 6 BHO). Der Beauftragte für den Haushalt wird gem. § 9 BHO beteiligt.





Textbeispiel – bitte mit Entwurf in die aktuelle BMVI-Vorlage übernehmen.

2.	Anschreiben
Auftragsverwaltungen der Länder

Bundeshaushalt ...., Kap. ......., Bundesfernstraßen
Tabelle ..., lfd. Nr. ........ 
A/B ..., ……………………… [Maßnahmenbezeichnung analog Straßenbauplan]
-	Gesehenvermerk für die … Kostenfortschreibung
-	Einstellung der …. Kostenfortschreibung in den SBP .... / und SBP-Entwurf .....
Ihr Schreiben vom ......, Az.: …………….

Anliegend übersende ich die … Kostenfortschreibung für die o.a. Maßnahme mit meinem Gesehenvermerk / mit Anmerkungen zurück. 

Aussagen zum Gesehenvermerk: 
…………………………………

Mit Zustimmung des Bundesministeriums der Finanzen habe ich die Kostenerhöhung entsprechend beiliegendem Einplanungsblatt in den Straßenbauplan (SBP) …. / und SBP-Entwurf ….. aufgenommen.


Im Zeitraum zwischen Regierungsentwurf (Kabinettsbeschluss) und Parlamentsbeschluss:
Die Aufnahme der aktuellen Kosten in den SBP ….. erfolgt erst mit Parlamentsbeschluss, mit dem die Bundesregierung zur Anpassung des vorliegenden Entwurfs ermächtigt wird. Sobald dieser vorliegt, werde ich die neue Veranschlagung rechtzeitig zur Festgestellten Fassung in den SBP …. gemäß beigefügtem Einplanungsblatt / beigefügter Einplanungsblätter übernehmen.


Im Zeitraum zwischen Parlamentsbeschluss und Inkrafttreten des Bundeshaushalts (01.01.):
Die Aufnahme der aktuellen Kosten  in den SBP …. erfolgt nach Inkrafttreten des Bundes-haushalts …. zum 01.01........

Haushaltsverstoß
Bis Ende …. wurden zu Lasten des Bundes bereits Ausgaben i. H. von …. Mio. € geleistet, obwohl die genehmigten Kosten im SBP …. nur ….. Mio. € ausweisen. Damit sind Ausgaben zu Lasten des Bundes – ohne haushaltsrechtliche Ermächtigung – erfolgt. 

Ich weise ausdrücklich darauf hin, dass für die Bewirtschaftung der Ausgabemittel eine Verpflichtung zum ordnungsgemäßen Verwaltungshandeln besteht und es sich bei den bereits in den Jahren … und … erfolgten Ausgabenüberschreitungen ohne Ermächtigung um einen Verstoß gegen Haushaltsrecht handelt, der zu rügen ist. 
Ich bitte, mir zukünftig die Haushaltsunterlagen rechtzeitig vorzulegen.


Die Finanzierung ist im Rahmen der Ihnen zur Verfügung stehenden Ausgabemittel und Verpflichtungsermächtigungen abzuwickeln.

Im Auftrag


Anlage: 	Einplanungsblatt zum SBP … / und Entwurf …..
	Entwurfsunterlagen
	


3.	Urschriftlich
BMF – II B 1
Berlin

mit der Bitte um Zustimmung, die vorgenannten Kostenerhöhung entsprechend beiliegendem Einplanungsblatt nachträglich in den Straßenbauplan …. einzustellen.
Ein Abdruck dieser Verfügung liegt für Ihre Akten bei.
„§ 9 BHO ist beachtet.“

Anlagen:	Vermerk, Anschreiben, Einplanungsblatt [mit Verfügungspunkten]
	Heftung [gem. Anlagen Vermerk]
Kostenfortschreibung [Übersichtskarte, Kostenberechnung]Im Zeitraum zwischen Regierungsentwurf (Kabinettsbeschluss) und Parlamentsbeschluss ist keine Beteiligung des BMF erforderlich, wenn ausschließlich eine Einstellung in den SBP-Entwurf vorgesehen ist.

	


4.	Abdrucke:
5.	Ref. StB 25 zum Weiteren
6.	usw.
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